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1. Einleitung 

Die Minderjährigen stellen ein Dri t tel der Gesamtbevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland. Aber nicht nur zahlenmäßig hat diese 
Bevölkerungsgruppe besonderes Gewicht. Die Minderjährigen von heute 
werden zukünftig einerseits ihren Privatbereich, andererseits auch die 
Gesamtgesellschaft eigenverantwortlich gestalten. Dabei w i rd ihr spä-
teres Verhalten als Voll jährige von den Erfahrungen bestimmt wer-
den, die sie heute als Minderjährige machen. Das gilt sowohl für ihre 
Stellung in der Familie als auch für ihr Verhältnis zum Staat, der 
durch seine Reaktion auf jugendliche Verhaltensweisen deren Einstel-
lung prägt. 

Der Staat setzt sich gegenwärtig in der Regel nur dann mit den Pro-
blemen Jugendlicher auseinander, wenn gesellschaftliche oder recht-
liche Normen überschritten werden. Resignation und Teilnahmslosig-
keit berühren staatliche Interessen nicht. Eine unpolitische Jugend, die 
dem Staat gleichgültig gegenüber steht, ermöglicht die reibungslose 
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben. Kriminal i tät, Alkohol- und Dro-
genmißbrauch hingegen widersprechen staatlichem Ordnungsdenken 
und veranlassen den Staat zum Eingreifen. Dabei stehen repressive 
Maßnahmen im Vordergrund. Offene  Aggressionen Jugendlicher stel-
len staatliche Autorität am stärksten in Frage. Haaisbesetzungen und 
Gewalttätigkeiten bei Großdemonstrationen werden als Auswüchse 
angesehen, die ein energisches Vorgehen erfordern.  In der öffentlichen 
Diskussion wie in der Reaktion staatlicher Behörden stehen die Ur-
sachen dieser jugendlichen Verhaltensweisen jedoch nicht im Mittel-
punkt. Zentrale Aufmerksamkeit  finden in diesem Zusammenhang 
vielmehr die Forderungen nach einer Verschärfung  des Demonstra-
tionsstrafrechts,  einer wirksamen Ausrüstung der Polizei und ver-
schärfter  Kontrolle des einzelnen durch eine effektive  Speicherung 
persönlicher Daten. Im Mittelpunkt stehen weniger gesamtgesellschaft-
liche Probleme als die Sorge um eine konsequente Durchsetzung des 
Rechts. Dieses Bemühen, der Rechtsordnung, insbesondere dem Grund-
gesetz, gerecht zu werden, findet auch Eingang in diese Arbeit. Dabei 
stehen allerdings nicht die rechtlichen Schranken, in denen sich Minder-
jährige bewegen, im Vordergrund, sondern deren verfassungsrechtlich 
verankerten Rechte. 



12 1. Einlei tung 

Nach geltendem Recht sind die Eltern die Interessenvertreter  der 
Minderjährigen. Ist damit die Rechtsstellung Minderjähriger ausrei-
chend gesichert? Berücksichtigt man, i n wievielen Familien die Be-
ziehungen zwischen den einzelnen Familienmitgliedern gestört sind 
und eine Kommunikation kaum mehr stattfindet, und sieht man die 
hohe Zahl der durch Trennung und Ehescheidungen auseinander ge-
rissenen Familien, so erheben sich Zweifel daran, ob die Eltern als 
alleinige Interessenvertreter  ihrer Kinder geeignet sind. Es stellt sich 
deshalb die Frage, ob der Minderjährige selbst seine Interessen bzw. 
Rechte wahrnehmen oder sich einen Vertreter wählen kann. 

Der Gesetzgeber hat die Rechte Minderjähriger, d.h. die Mündig-
keitsgrenzen, für verschiedene Lebensbereiche differenziert  geregelt. 
Dabei ist die allgemeine verfassungsrechtliche  Fnage der Grundrechts-
geltung für Minderjährige in den Hintergrund gerückt, obwohl allein 
die Antwort auf diese Frage den Rahmen für einfachgesetzliche Re-
gelungen steckt. Vordringlich ist also zu prüfen, ob und in welchem 
Sinne die Grundrechte auch für Minderjährige gelten. Anlaß für die 
vorliegende Arbeit ist konkret die nahezu einhellig vertretene Auf-
fassung in Literatur und Rechtsprechung, daß die Grundrechte nur 
ausnahmsweise auch Minderjährigen zur selbständigen Ausübung zu-
stehen. Es verwundert, wie widerspruchslos diese Verfassungsinter-
pretation gerade in einer Zeit zunehmender Emanzipation Jugendlicher 
vertreten wird. 

Betrachtet man die geltende Rechtslage einerseits und die Situation 
der Jugend andererseits, so fragt sich, welche Rolle der Jurist in diesem 
Zusammenhang spielen kann. Der Jurist, ob wissenschaftlich oder 
praktisch tätig, ist kaum in der Lage, gesellschaftspolitische Probleme 
zu lösen. Ausbildungs- und Arbeitsplatzmangel, Generationskonflikte 
wie auch eine allgemeine Unzufriedenheit  in der Jugend lassen sich 
mit rechtlichen Mit te ln nicht beheben. Aber der wissenschaftlich ar-
beitende Jurist kann rechtliche Grundlagen aufzeigen, die eine Aner-
kennung des Minderjährigen als vollwertigen Menschen ermöglichen. 
Er kann dem Minderjährigen durch die Forderung nach gesicherter 
Rechtsstellung gegenüber dem Staat wie gegenüber den Eltern die 
Chance eröffnen,  im Bewußtsein rechtlicher Anerkennung und Vol l-
wertigkeit mit vermehrtem Selbstbewußtsein und rechtlichem Rück-
halt den eigenen Standort in der Gesellschaft zu finden. Hier obliegt 
dem Juristen die Aufgabe, mögliche und notwendige Wege für die 
Fortentwicklung der Rechtsordnung aufzuzeigen und Fehlentwicklun-
gen entgegenzuwirken. Der praktisch tätige Jurist bann dafür Sorge 
tragen, daß im Rahmen der nach geltendem Recht bestehenden Spiel-
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räume die Anliegen Minderjähriger Gehör finden, ernstgenommen und 
einer adäquaten Lösung zugeführt  werden. 

Wenn im folgenden die Rechtsstellung Minderjähriger nach dem 
Grundgesetz in den Mittelpunkt einer juristischen Arbeit gestellt wird, 
so geschieht dies i n dem Bewußtsein, daß sich diese Fragestellung an 
gesellschaftspolitischen Bedingungen und ihre Lösung an gesellschafts-
politischen Folgen orientieren muß. Nur die Einbeziehung der gelebten 
Verfassungswirklichkeit  ermöglicht die Entwicklung rechtlicher Lösun-
gen, die dem Wandel und der Entwicklung der Gesellschaft gerecht 
werden. 


